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Europa nach dem Ende der kommu-
nistischen Herrschaft

Der Zusammenbruch der kommunisti-
schen Staaten in Mittel- und Osteuropa zog
weitreichende Folgen für die geopolitische
Lage in diesem Raum nach sich. Nicht nur
die Vereinigung der beiden deutschen Staa-
ten, sondern auch die Entstehung neuer
Staaten wie der Slowakei oder der drei
baltischen Staaten machten die Verletzlich-
keit lange bestehender nationaler und in-
ternationaler Grenzen deutlich. Die wäh-
rend der Konferenzen von Jalta und Pots-
dam festgelegten Grenzlinien wurden da-
bei nicht im Sinne revisionistischer Ten-
denzen verändert, sondern lediglich an
neue politische und soziale Gegebenhei-
ten angepaßt. Deutlich wurden dabei auch
nationalstaatliche Unabhängigkeitsbewe-
gungen und ethnographisch motivierte
Vereinigungstendenzen, beispielsweise im
Konflikt zwischen Rumänien und Molda-
vien.

Allen diesen Grenzen – gleichgültig, ob
alt oder neu – ist gemeinsam, daß sie nicht
nur Staaten und Nationen, sondern auch
Zonen unterschiedlicher Transformations-
geschwindigkeit und -intensität abgren-
zen. An hervorragender Stelle ist hier wohl
die Ostgrenze des wiedervereinigten
Deutschlands zu nennen, die die Nahtstel-
le zwischen den Staaten der Europäischen
Union (im folgenden EU genannt) und
Osteuropa bildet. Angesichts der Aufnah-
mewünsche Polens und der Tschechischen
Republik gewinnt sie eine besondere Be-
deutung, da sie im Zuge grenzüberschrei-
tender Kooperationen durchlässiger wird.

Die politischen Veränderungen in Ost-
europa seit 1989 betrafen neben den wirt-
schaftlichen Veränderungen im gleichen
Maße auch die politische und verwaltungs-
technische Ordnung. Autoritär zentralstaat-
lich organisierte Staaten wie Polen befin-
den sich nun in einem Prozeß stetiger
Regionalisierung oder sogar Föderalisie-
rung. Unklar bleibt, inwieweit hier an
Strukturen der Vergangenheit angeknüpft
wird – Preußische Provinzen und polni-
sche Wojewodschaften bestanden bereits
vor dem Zweiten Weltkrieg – oder ob hier
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einer Tendenz nachgegangen wird, die
zumindest in Westeuropa seit 1980 als
Regionalismus sozial- und wirtschaftspo-
litische Konzepte und Programme mitbe-
stimmt hat.

Das Konzept ”Europa der Regionen”

Regionen im Kontext der Europäischen
Union

Erklärungsversuche des Erstarkens regio-
nalistischer Tendenzen in der Sozial- und
Wirtschaftspolitik zahlreicher EU-Staaten
und der EU-Organisation selbst sind eng
mit einem Paradigmenwechsel in der Ent-
wicklungspolitik verbunden. Post-fordisti-
sche Restrukturierungsmaßnahmen bezo-
gen sich auf regionale Wirtschaftssysteme,
berücksichtigten Globalisierungstenden-
zen und verstärkten den Wettbewerbsdruck
innerhalb der EU. Der Wegfall der Bin-
nengrenzen und die Schaffung des Ge-
meinsamen Marktes forcierten die Neupo-
sitionierung der Regionen in Europa: Sie
wurden zum einen zu den wichtigsten
Schauplätzen wirtschaftspolitischer Ent-
scheidungen wie der Struktur- und Regio-
nalfonds der EU, und zum anderen eta-
blierten sie sich als eine dritte Politikebe-
ne neben der europäischen und zentral-
staatlichen (KEATING 1998, BULLMANN

1997). Zwar nennt der Vertrag von Maas-
tricht Regionen in einem sehr unbestimm-
ten Kontext, doch resultiert dies eindeutig
aus dem unterschiedlichen Status der Re-
gionen in den einzelnen Mitgliedsländern
(SMOUTS 1998). Das europäische Konzept
der Orientierung an Regionen geht zu-
nächst auf die Beobachtung einzelner er-
folgreicher Regionen innerhalb der Mit-
gliedsländer zurück: Tatsächlich zeigte die
wirtschaftliche Entwicklung einzelner
deutscher Bundesländer oder einiger nord-
italienischer Regionen signifikante Unter-
schiede zu der anderer Einheiten innerhalb
desselben Mitgliedsstaates. Nicht immer
waren diese Zonen überdurchschnittlicher
Wirtschaftsentwicklung identisch mit ad-
ministrativen Einheiten wie Bundeslän-
dern oder Provinzen, aber diese Regionen
standen doch weiterhin im Blickpunkt eu-
ropäischer Wirtschaftsförderungspolitik.

Kohäsions- und Strukturfonds der EU kon-
zentrierten sich auf Regionen, da diese
zum einen in einem konzeptionellen Kon-
text miteinander verglichen werden kön-
nen und zum anderen als Arenen mit über-
schaubarer Aktivität politischer Gruppen
leichter ansprechbar sind. Die rasche Re-
aktion der Regionen auf die Regionalpo-
litik der EU durch die Etablierung von Bü-
ros in Brüssel und Straßburg verdeutlich-
te den Erfolg dieser Strategie (LE GALES

1998).

Horizontale Kooperation zwischen EU-
Regionen

Die Regionalisierung europäischer Politik
und die wachsende Bedeutung der Regio-
nen als Aktionsfeld europäischer Förde-
rungspolitik fanden ihren Niederschlag in
zahlreichen Untersuchungen zur vertika-
len Integration der Regionen in das natio-
nalstaatliche und europäische Wirtschafts-
und Sozialkonzept. Weitgehend unbearbei-
tet blieb aber das Feld horizontaler Koope-
ration zwischen den Regionen, das im Sin-
ne des Subsidiaritätskonzepts der EU eine
große Rolle spielt. Die Zusammenarbeit
von Regionen wurde dabei von der EU vor
allem als Werkzeug europäischer Integra-
tion genutzt, indem Kooperationen über
nationale Grenzen hinweg gefördert wur-
den. Die Ziele und Bedingungen einer sol-
chen Zusammenarbeit umfassen insbeson-
dere (vgl. WEYAND 1997):
• Identifizierung gemeinsamer Probleme

und Interessen
• Bessere Erfolgschancen gemeinsamen

oder koordinierten Handelns
• Handlungsbreite von der Lösung indi-

vidueller Probleme bis hin zum Auf-
treten als Lobby für eine Region

Schwierigkeiten ergeben sich durch den
binationalen Charakter der kooperierenden
Regionen:
• Unterschiedliche Rahmenbedingungen

in Form von Verträgen oder einfachen
Absichtserklärungen

• Einschränkungen des internationalen
Handlungsrahmens der Regionen durch
das nationalstaatliche Monopol für Au-
ßenpolitik
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• Unterschiedliche Handlungsebenen auf
beiden Seiten einer Grenze (z. B. deut-
sche Bundesländer vs. französische
Départements mit ungleichen Entschei-
dungskompetenzen)

• Differierende Wirtschaftsentwicklung
und daraus resultierendes Wirtschafts-
gefälle zwischen den Regionen

• Ablehnung von Kooperation durch
Unternehmen und Gewerkschaften aus
Furcht vor zunehmender Konkurrenz

Ab 1990 wurden dann mit Hilfe des IN-
TERREG Programmes die ersten grenz-
überschreitenden Projekte in Angriff ge-
nommen. Der Schwerpunkt des Program-
mes liegt in der Unterstützung grenzüber-
schreitender Infrastrukturverbesserungs-
maßnahmen, dem Umweltschutz, der
wirtschaftlichen Entwicklung, der Förde-
rung der Landwirtschaft und der Etablie-
rung engerer Verbindungen zwischen Be-
hörden und privaten Unternehmen auf bei-
den Seiten der Grenze. Als Voraussetzun-
gen gelten neben den spezifischen geogra-
phischen Kriterien einer Grenzlage Defi-
zite im Bereich der Zielsetzungen 1 (Ent-
wicklungsrückständigkeit), 2 (industriel-
le Umstellung/Restrukturierung) und 5b
(Entwicklung des ländlichen Raums). Be-
sondere Bedeutung kommt dabei der akti-
ven Mitwirkung regionaler und lokaler
Verwaltungen bei der Umsetzung des Pro-
grammes zu (European Union 1991).

Die von dem Programm geförderten
Regionen – und hier werden immer wieder
der deutsch-niederländische Grenzraum
und die Kanalregionen in England, Frank-
reich und Belgien genannt – gleichen sich
in ihrer peripheren Lage bzw. in der Her-
ausforderung durch das weitaus größere
Infrastrukturprojekt des Eurotunnels. Ne-
ben ihrer peripheren Lage spielt weiterhin
eine mögliche geographische, historische
oder kulturelle Kohärenz oder eine Zer-
splitterung im Zuge der Nationalstaaten-
bildung eine Rolle. Um sich erfolgreich
um EU-Finanzmittel zu bewerben, bedarf
es bereits in der Beantragungsphase um-
fangreicher Kooperationen, so daß dieses
Programm nur solche Regionen zusam-
menführen kann, die sich bereits im Vor-
feld als kooperationswillig erwiesen ha-
ben (WEYAND 1997).

Als ein Beispiel für eine Euroregion,
die die Zersplitterung der Nationalstaaten
überwinden möchte, kann die Euroregion
Neiße gelten. Zwischen Deutschland, Po-
len und Tschechien gelegen verbindet sie
Gebiete, die weniger durch funktionale
Verbindungen oder strukturelle Eigenar-
ten als durch eine wechselhafte Geschich-

te im Zuge der Herausbildung von Deutsch-
land, Polen und Tschechien gekennzeich-
net sind. Obwohl die Ziele denen der ande-
ren Euroregionen entsprechen, muß man
angesichts des sich langsam entwickeln-
den Zusammengehörigkeitsgefühl eher von
einer Vision als von einer politischen und
wirtschaftlichen Region sprechen (GRIMM

1996). Als eine der wenigen trilateralen
Euroregionen leidet sie besonders unter
Verständigungs- und Kommunikationsbar-
rieren, die sich nach dem Zweiten Welt-
krieg durch verschiedene Grenzregimes
und Abschottungsintensitäten herausge-
bildet haben. Schwierigkeiten der sprach-
lichen Verständigung durch eine weitver-
breitete Unwilligkeit zum Erlernen der
polnischen oder tschechischen Sprache,
unterschiedliche Intensitäten der regiona-
len Verbundenheit (insbesondere im pol-
nischen Teil der Region) und konfessionel-
le Unterschiede zwischen strengem und
moderatem Katholizismus in Polen und
Tschechien bzw. Protestantismus in Sach-
sen verdeutlichen die Probleme von Euro-
regionen an der Ostgrenze der Europäischen
Union, die weniger von Gemeinsamkeiten,
sondern vielmehr von Gegensätzen geprägt
sind und somit auch verschiedenartige In-
strumentarien zur Implementation entwik-
keln müssen.

Kooperation über die EU-Außengrenze
hinweg

Mit dem Beginn der Transformationspro-
zesse in den osteuropäischen Ländern er-
fuhr die Zielsetzung des Programmes eine
wesentliche Erweiterung. Zwar war im
Programmentwurf von 1990 die Unterstüt-
zung gemeinschaftsexterner Regionen be-
reits erwähnt, doch war sie bis 1992 nur
im Grenzbereich zwischen Deutschland,
Frankreich und der Schweiz durchgeführt
worden.

Nochmals erweitert wurde die Idee
grenzüberschreitender Kooperation von
Regionen im Zuge der Verbindung des
INTERREG II Programmes mit dem
PHARE Programm zur Unterstützung der
marktwirtschaftlichen Entwicklung in den
osteuropäischen Staaten: Aus einem Pro-
gramm zur Förderung von Kooperation,
Zusammenarbeit und Freundschaft wur-
de ein wirtschaftspolitisches Instrument
zur Entwicklung und Integration von Re-
gionen, die dem Transformationsdruck un-
terworfen waren.

Die politischen Veränderungen in Ost-
europa seit 1989 bewegten die EU zur
Auflage des PHARE Programmes, das die
wirtschaftliche Transformation in diesen

Ländern unterstützen und den Prozeß der
Demokratisierung der Gesellschaft beglei-
ten und stärken sollte; dazu stellte die EU
bis 1995 den 11 Partnerländern ca. 5,4
Mrd. ECU zur Verfügung. Das PHARE
Programm selbst besteht zu 80 % aus na-
tionalen Projekten, umfaßt aber auch grenz-
überschreitende multinationale Projekte.
Im Zuge der Vereinbarungen und Ver-
handlungen zur Erweiterung der Mitglied-
schaft in der EU spielen die grenzüber-
schreitenden Projekte zwischen EU Staa-
ten und den Beitrittskandidaten eine
wesentliche Rolle, da durch sie nicht nur
Verfahrensmaßstäbe der EU transferiert
werden, sondern auch die Bereitwilligkeit
und Fähigkeit zu regionalen Entschei-
dungsstrukturen überprüft werden kann.
So wird die Kürzung von PHARE Mitteln
durch die Europäische Kommission im
Mai 1998 als deutliches Zeichen für die
Verärgerung Brüssels über die polnische
EU-Beitrittsstrategie gewertet (BACHMANN

1998a).
Die inzwischen in Ostdeutschland, Po-

len und der Tschechischen Republik ge-
gründeten Euroregionen, deren finanziel-
le Unterstützung auf deutscher Seite vom
INTERREG II und auf polnischer bzw.
tschechischer Seite durch das PHARE Pro-
gramm getragen wird, beziehen ausdrück-
lich die regionale Entscheidungsebene mit
ein.

Entsprechend der finanziellen Ausstat-
tung der Projekte, die zwischen 72 und 146
Mio. ECU liegt und aus Mitteln des Regio-
nalentwicklungsfonds (European Regio-
nal Development Fund), des Sozialfonds
(European Social Fund) und des Land-
wirtschaftsfonds (European Agricultural
Guidance and Guarantee Fund) gespeist
wird, sind die Hauptziele der Initiative auf
die folgenden Bereiche gerichtet:
• Überwindung der Strukturschwäche im

Grenzgebiet
• Verbesserung der Lebensbedingungen

im ländlichen Raum
• Hilfe bei der Überwindung von ver-

waltungstechnischen Schwierigkeiten
• Unterstützung von Kontakten in Zu-

sammenhang mit den Beitrittsverhand-
lungen zur EU

• Beitrag zur grenzüberschreitenden Völ-
kerverständigung

• Herstellung und Unterstützung von
Kontakten zwischen Unternehmen und
Verwaltungen auf beiden Seiten der
Grenze

Die bereitgestellten finanziellen Mittel
werden überwiegend zur Verbesserung von
Infrastruktur und Umweltbedingungen
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sowie zur Unterstützung der örtlichen
Wirtschaftsstrukturen genutzt; ca. 20 %
sind für Weiterbildungsmaßnahmen vor-
gesehen (European Regional Development
Fund 1994).

Die Bedeutung dieser Initiativen im
Kontext des Regionalismus erschließt sich
aus der Organisationsstruktur der Eurore-
gionen. Handlungs- und Aktionsebenen
sind jeweils die Ebenen oberhalb der Ge-
meindeverwaltungen, in Deutschland die
Kreise und in Polen die Wojewodschaften.
Die jeweiligen Gemeinden und Gebiets-
körperschaften schließen sich zu Kommu-
nalgemeinschaften als eingetragene Ver-
eine zusammen und unterliegen somit dem
jeweiligen Recht der Einzelstaaten; das
bedeutet wiederum, daß die Euroregion
per se keinen rechtlichen Status besitzt
und ausschließlich auf bi- bzw. trilateralen
Verträgen und Übereinkünften basiert (Eu-
roregion Neisse-Nisa-Nysa 1998b). Die
Institutionen der Euroregionen – beste-
hend aus dem Präsidium, dem Rat, dem
Sekretariat und den Arbeitsgruppen – sind
jeweils gleichmäßig aus allen Partnerlän-
dern besetzt. Dies bedeutet also eine Ver-
schiebung der Entscheidungs- und Hand-
lungsebene auf die regionalen Gebietskör-
perschaften, die gerade in Polen noch nicht
über die Souveränität verfügen wie ihr
Gegenüber in Deutschland. So offenbart
die Analyse der Presseinformationen der
Euroregion Neisse-Nisa-Nysa zwischen
Deutschland, Polen und Tschechien an-
fängliche Kooperationsschwierigkeiten,
die aus der Unsicherheit der Gemeinde-
vertreter in Polen und Tschechien herrühr-
te (Euregio Neisse-Nisa-Nysa 1994-1998).

”Europa der Regionen” als Gefahr für
den Nationalstaat?

Vor dem Hintergrund der Regionalpolitik
der EU ergibt sich nun die Frage nach de-
ren Zielsetzung: Soll durch die Verlage-
rung der Handlungs-, Entscheidungs- und
Förderungsebene lediglich die Effektivi-
tät der Fördermaßnahmen durch verbes-
serte Implementationswege erhöht werden,
oder geht es hierbei vielmehr um einen
Versuch, den Nationalstaat zu schwächen,
indem man seine Teileinheiten unterstützt
und ihnen direkten Zugang zu Finanzmit-
teln zuweist? Abschließende Bewertungen
dieses Prozesses berücksichtigen sowohl
Entscheidungs- und Implementationswe-
ge aus demokratietheoretischer Sicht als
auch die Konsequenzen solcher Entwick-
lungen aus nationalstaatlicher Sicht.

So beobachtete MAZEY (1995) das Auf-
tauchen regionaler Lobbygruppen in Brüs-

sel, die letztlich für ein ”Europa der Regio-
nen” werben. Die zahlreichen Regional-
vertretungen in Brüssel, initiiert von den
deutschen Bundesländern und rasch von
den italienischen und spanischen Provin-
zen aufgenommen, verdeutlichen diesen
Prozeß. Doch bedarf es hier einer klaren
Unterscheidung zwischen den Gruppen,
die ausschließlich sozio-ökonomische In-
teressen der Regionen vertreten und eher
als ”Verbindungs- und Informationsbü-
ros” zwischen der regionalen Wirtschaft
und der EU fungieren, und solchen, die
tatsächlich die Errichtung eines ”Födera-
len Europas der Regionen” propagieren.
Die Absicht der Europäischen Kommissi-
on, die Folgen des Gemeinsamen Binnen-
marktes durch die direkte Unterstützung
der ärmeren Regionen abzuschwächen,
erhält nun durch die scheinbare Durch-
dringung nationalstaatlicher Souveränität
einen bitteren Beigeschmack, da gerade
grenzüberschreitende regionale Aktivitä-
ten nationalstaatliche Außenpolitik uner-
wünscht bereichern können.

Überall dort, wo etablierte Verfahren
zur Beteiligung von Regionen an der na-
tionalen EU-Politik fehlen, entwickelten
sich regionale Gruppierungen und Netz-
werke, die die territorialen und rechtlichen
Rahmenbedingungen, die der National-
staat an sie gestellt hatte, überwanden.
Hierbei handelt es sich sowohl um Koope-
rationen zwischen benachbarten Regio-
nen als auch um horizontal verknüpfte
Initiativen mit gemeinsamen Interessen
(z. B. Association of European Border Reg-
ions (AEBR), Conference of Peripheral
Maritime Regions (CPMR) oder der ”Four
Motors of Europe” als die von der Auto-
mobilherstellung dominierten Regionen
Deutschlands, Italiens, Frankreichs und
Spaniens) (WEYAND 1997). Letztlich ent-
wickelt sich so ein neues Muster der Ent-
scheidungsfindung auf europäischer Ebe-
ne: Anstelle eines hierarchischen Musters
trat ein partizipatorischer Ansatz, der alle
Ebenen der Politik und Verwaltung mit-
einander verknüpfte und ihnen gleiche
Zugangsmöglichkeiten zur EU einräumte
(MAZEY 1997).

Auch der zweite Analyseansatz von
RHODES (1995) unterstreicht die aktive
Rolle der EU-Kommission bei der Ent-
wicklung regionaler Eigenständigkeit, in-
dem entsprechende Verhandlungsforen
geschaffen, Anreize zur regionalen Zu-
sammenarbeit gegeben und die Regionen
direkt angesprochen wurden. Für ihn ist
jedoch der Selbstverstärkungseffekt die-
ser Politik von großer Bedeutung, da Re-

gionen mit einem hohem Maß an Autono-
mie die meisten Mittel erhielten. Er be-
schreibt letztlich die EU-Regionalpolitik
als einen potentiellen Unruheherd in den
Beziehungen zwischen dem Nationalstaat
und seinen Teilregionen, da die Umge-
hung nationalstaatlicher Institutionen bei
der Suche nach EU-Finanzmitteln zentral-
staatliche Kompetenzen einschränke. Die
Förderung bereits etablierter Regionen
wirkt im Hinblick auf ein Regionalisie-
rungsziel der EU kontraproduktiv, da Re-
gionen mit einer geringen Autonomie- und
Entscheidungskompetenz – wie beispiels-
weise in Griechenland und Portugal – in
verhältnismäßig geringem Umfang von
den Regionalstrukturhilfen profitieren kön-
nen.

Regionalismus als politische Idee

An dieser Stelle muß aber auch darauf hin-
gewiesen werden, daß das Konzept des
Regionalismus nicht ausschließlich durch
die EU besetzt ist. In gleichem Maße, in
dem die europäischen Staaten versuchten,
den Regionalismus als Konzept zur Wirt-
schaftsförderung zu nutzen, etablierte sich
eine Bewegung, die die ethnischen und
historisch-kulturellen Aspekte des Regio-
nalismus hervorhob. Die politische und
wirtschaftliche Unterstützung von Regio-
nen orientiert sich hier nicht an gegebe-
nen verwaltungstechnischen oder politi-
schen Abgrenzungen, sondern bezieht Fra-
gen der historischen Zusammengehörig-
keit oder ethnischen Homogenität mit in
die Betrachtung ein. Formen einer solchen
Konzeption sind der sogenannte autono-
mistische Regionalismus, der die politisch-
administrative Anerkennung der regiona-
len Besonderheit fordert, und weiterge-
hend der sogenannte separatistische Regio-
nalismus als Forderung nach Selbstbestim-
mung der Region. Ohne hier weiter auf
diese Unterscheidung eingehen zu wollen,
kann festgehalten werden, daß ein Modell
zur Überwindung von Grenzen – wie z. B.
die Euroregionen zwischen Deutschland
und seinen Nachbarn – die Voraussetzung
zur Etablierung ethnonationaler Regionen
werden kann. LUVERA warnte 1996 vor die-
sem Versuch der Reinterpretation der EU-
Politik und nannte als Beispiel die Aktivi-
täten des ”Internationalen Instituts für
Nationalitätenrecht und Regionalismus”
bei der Einrichtung der Regio Egrensis
zwischen Deutschland und der Tschechi-
schen Republik, bei der sudetendeutsche
Interessen von großer Bedeutung sind:
Anstelle föderativer Kooperation soll re-
gionale Autonomie treten; neben dem
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Aspekt einer Opposition gegen Zentralre-
gierungen, wie sie fast allen regionalisti-
schen Strömungen eigen ist, sollen hier
letztlich Grenzen revidiert und neue Ge-
bietseinheiten geschaffen werden. Für
LUVERA ist es daher auch kein Zufall, daß
besonders in den ehemaligen deutschen
Gebieten Euroregionen gegründet werden
sollen, um damit den klassischen Begriff
der territorialen Souveränität – in diesem
Fall Polens und Tschechiens – zu unter-
minieren.

Nachfolgend soll versucht werden, das
Thema des Regionalismus in Zusammen-
hang mit der deutsch-polnischen Zusam-
menarbeit und dem Sonderproblem der
deutschen Minderheit in Polen zu beleuch-
ten. Besondere Brisanz erhält diese Dar-
stellung durch das Interesse beider Staaten
an den finanziellen Möglichkeiten der EU-
Programme, aber auch durch die unter-
schiedlichen Konzepte der Politiker und
Lobbyisten in den jeweiligen Hauptstäd-
ten und in der Region.

Regionalismus in Polen – Herausfor-
derung an die Zukunft

Die verschiedenen Verschiebungen Polens
und die Epochen der Dominanz anderer
Staaten haben in Polen zur Ausformung
eines spezifischen Nationalismus geführt.
Auch das moderne Polen versteht sich heu-
te als ein Nationalstaat mit homogener
Bevölkerung, deren Homogenität zum ei-
nen aus der Vertreibung der Juden und
Deutschen und zum anderen aus einer Po-
litik der Polonisierung hervorgegangen ist.
Ethnische Differenzierungen seien heute
nur noch anhand der jeweiligen Dialekte
nachzuvollziehen (GORZELAK 1996, S. 42).

Die heute vorhandenen Regionen las-
sen sich ausschließlich anhand sozio-öko-
nomischer Kriterien differenzieren, die im
Falle Schlesiens beispielsweise auf die
langjährige deutsche Besiedlung oder im
Falle des Oberschlesischen Industriereviers
auf die sozialistische Wirtschaftsplanung
zurückgehen. Verwaltungstechnisch räum-
te die Zentralverwaltungswirtschaft nur
den Gemeinden Selbstverwaltungskom-
petenzen ein; Wojewodschaften unterstan-
den der Zentrale in Warschau. Aus diesen
Gründen wird deutlich, daß es in Polen
keine Tradition regionalistischer Bewe-
gungen gibt (GORZELAK 1996).

Während des Wahlkampfes zu den Par-
lamentswahlen 1997 wurden vor allem
von nationalistischen Parteien, aber auch
vereinzelt von Vertretern des später er-
folgreichen AWS-Wahlbündnisses Stim-
men gegen eine Stärkung der Regionen

bzw. eine Föderalisierung Polens laut; die
meisten dieser Äußerungen beruhen je-
doch eher auf einem Festhalten an über-
kommenen Verfahren angesichts der zahl-
reichen Veränderungen durch den Trans-
formationsprozeß als auf einer strikten
Ablehnung notwendiger Reformen. Für
die überwiegende Mehrheit der politischen
Parteien ist eine Erneuerung der Verwal-
tungshierarchie dringend erforderlich, sie
vermieden aber während des Wahlkamp-
fes eine Auseinandersetzung mit diesem
Thema, da am Ende eines solchen Prozes-
ses immer einige Regionen als Verlierer
dastehen würden.

Tatsächlich besteht in Polen wenig
Zweifel an der Notwendigkeit einer terri-
torialen Neuorganisation, da das beste-
hende System aus 49 Wojewodschaften
den kommenden wirtschaftlichen und po-
litischen Herausforderungen nicht gewach-
sen sein wird (GORZELAK 1996). Unter-
mauert wird diese Auffassung von der
AGENDA 2000 und dem Bericht der EU-
Kommission zum EU-Beitritt Polens (Eu-
ropean Union 1997), in denen jeweils die
Neuorganisation des Zentralstaates mit
einem stärkeren regionalen Aspekt gefor-
dert wird. Vor dem Hintergrund der Re-
gionalpolitik der EU erscheint eine Stär-
kung der Regionen ebenfalls angebracht,
um kurzfristig Zugang zu den umfangrei-
chen Mitteln des PHARE Programms und
langfristig im Falle eines EU-Beitritts zu
denen des Regionalfonds zu erhalten. Die
zwischen den Regionen herrschende Kon-
kurrenz macht eine Anpassung an die Grö-
ße, Wirtschaftskraft und politische Bedeu-
tung anderer EU-Regionen notwendig (vgl.
dazu auch die Äußerungen von Elzbieta
HIBNER, einer Beraterin des Präsidenten,
zu den Anforderungen an die zukünftigen
polnischen Regionen in Neue Zürcher
Zeitung 1998).

Regionalismus und regionale Identität
im nationalstaatlich orientierten Polen

Die Frage des Regionalismus in Polen
kann allerdings nicht ausschließlich auf der
Basis der Bewertung zentralstaatlicher
Lenkungsmaßnahmen im wirtschaftlichen
und sozialen Bereich behandelt werden,
vielmehr bedarf es hier einer Berücksich-
tigung der historischen Dimension – im
Falle Polens also der Frage nach der re-
gionalen Identität Schlesiens bzw. Ober-
schlesiens mit einer Bevölkerungsgruppe
von ca. 400 000 deutschstämmigen Men-
schen. Ohne hier auf vergangene Abstim-
mungen, Volkszugehörigkeitslisten, um-
strittene Bevölkerungszahlen oder Mitglie-

derzahlen eingehen zu wollen (vgl. zur Ge-
schichte Schlesiens das von N. CONRADS

1994 herausgegebene Kompendium in der
Reihe ”Deutsche Geschichte im Osten
Europas”), muß darauf verwiesen werden,
daß auch in Schlesien die Idee einer ei-
genständigen schlesischen Identität oder
Nationalität verfolgt wird. So spricht die
gegenwärtige Senatorin für Opole (Op-
peln), Dorota SIMONIDES, von einer schle-
sischen Nationalität mit einer besonderen
ethnischen und regionalen Identität, die
vorwiegend aus den Erfahrungen der ver-
schiedenen Wellen von Germanisierungen
und Polonisierungen herrührt (Schlesische
Nachrichten 1997). N. CONRADS hebt in
seiner Schlußbetrachtung die spezifische
Situation Schlesiens und der schlesischen
Identität hervor, die man sowohl in Schle-
sien als auch in aller Welt bei den vertrie-
benen Deutschen finden könne; auch er
konstatiert die gemeinsamen Bemühungen
in Deutschland und Polen, ”schlesische
Kultur zu erforschen und weiterzugeben,
Traditionen zu bewahren und weiterzuent-
wickeln” – also letztlich die schlesische
Identität zu erhalten (CONRADS 1994,
S. 703). Zwar hatte das Appellationsge-
richt in Katowice (Kattowitz) im Septem-
ber 1997 die Gründung eines ”Verbandes
der Bevölkerung schlesischer Nationalität”
mit der Begründung, es gebe keine schle-
sische Nation neben der polnischen, ab-
gelehnt, doch manifestiert sich hier der
starke regionale Patriotismus – in einer
Umfrage aus dem Jahre 1994 hatten sich
in Oberschlesien 66 % der Befragten als
Polen, 6 % als Deutsche und 27 % als
Schlesier bezeichnet (Deutsche Presse-
Agentur 1997). Ähnlich sind auch die Be-
mühungen Rudolf KOLODZIEJCZYKs zu se-
hen, der die Idee einer schlesischen Na-
tion propagiert und sich an den politischen
Vorbildern in Norditalien, Katalonien oder
im Baskenland orientiert. Schließlich zeigt
sich hier das Ergebnis einer polnischen
Politik, die die schwierige wirtschaftliche,
soziale und politische Lage in Schlesien
jahrzehntelang unter dem Deckmantel der
Polonisierung verdrängt hat; erst jetzt,
unter dem Eindruck der notwendigen wirt-
schaftlichen Reformen der Schwerindu-
strie und einer Reorganisierung der Woje-
wodschaften gerät Schlesien ins Blickfeld
der polnischen Entscheidungsträger (GOR-
ZELAK 1996).

Tatsächlich mutet es erstaunlich an, daß
1992 Jan DZIADUL (1993) eine Analyse der
sozialen und wirtschaftlichen Lage in
Schlesien dahingehend abschließt, daß trotz
der Heterogenität der Bevölkerung aus
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Schlesiern, zugezogenen Polen, verblie-
benen Deutschen, repolonisierten Deut-
schen, regermanisierten Deutschen (vgl.
zur Heterogenität der deutschen Minder-
heit auch BINGEN 1996) etc. ein Regional-
bewußtsein entstanden ist, das sich auf die
jahrelange wirtschaftliche und kulturelle
Vernachlässigung Schlesiens durch die
Zentralregierung stützt. DZIADUL weist
darauf hin, daß solche Tendenzen für an-
dere polnische Regionen in Warschau to-
lerierbar, im Falle Schlesiens aber abzu-
lehnen sind – auch um den Preis eines
Krieges willen, wie es der damalige Staats-
präsident WALESA ausdrückte (LAMMICH

1993). Die offenkundige Orientierung
Schlesiens nach Deutschland, vor allem
im Hinblick auf Finanzmittel und Koope-
ration, nährt polnische Befürchtungen ei-
nes deutschen ”Drangs nach Osten”. In
Schlesien selbst sind regionalistische Ten-
denzen umstritten, da der mühsam gewon-
nene Konsens zwischen den einzelnen
Bevölkerungsgruppen nicht aufs Spiel
gesetzt werden soll; außerdem wäre eine
schlesische Minderheitenpartei in der eta-
blierten Parteienlandschaft unerwünscht
(KOLB 1998). Sicherlich kann man von
einer sich entwickelnden Regionalbewe-
gung in Schlesien sprechen; doch auch
hier muß man zwischen den extremen
Forderungen ”urschlesisch-nationaler”
Bewegungen und dem pragmatischen, am
Territorium Schlesiens orientierten Stil
anderer schlesischer Bewegungen diffe-
renzieren. Es zeigt sich allerdings, daß die
nach 1989 so zahlreich entstandenen re-
gionalistischen Organisationen, die das
Adjektiv ”schlesisch” im Namen trugen,
politisch in den Hintergrund getreten sind,
offenbar auch aus dem Grunde, daß viele
Einwohner Schlesiens der Idee eines poli-
tischen Autonomismus oder Regionalis-
mus gleichgültig oder ablehnend gegen-
über stehen (BUDYTA-BUDZYNSKA 1998).
Der wirtschaftliche und soziale Transfor-
mationsdruck – für Schlesien ablesbar an
der verstärkten Konkurrenz um Investitio-
nen, der steigenden Arbeitslosigkeit in der
Schwerindustrie und dem zunehmenden
Wohlstandsgefälle zwischen Gemeinden
mit unterschiedlichem Anteil an in
Deutschland beschäftigten Arbeitnehmern
(SZLACHTA 1995, HEFFNER 1995) – überla-
gert offenbar autonomistische Tendenzen
und verzögert die Etablierung regionalisti-
scher Bewegungen.

Die notwendige Umstrukturierung des
oberschlesischen Industriegebiets um Ka-
towice könnte zu einem stärkeren Zusam-
mengehörigkeitsgefühl in der Region füh-

ren, da die beabsichtigten Stellenstreichun-
gen – bis zu 120 000 – unterschiedslos alle
Bevölkerungsgruppen betreffen werden.
Die Opposition gegen solche Pläne und
die Gleichartigkeit der sozialen Lage könn-
te die politischen Bewegungen in Schlesi-
en zusammenführen.

Ein wesentliches Wahlversprechen der
AWS-Wahlaktion bei den Parlamentswah-
len 1997 war die Ankündigung größerer
demokratischer Mitbestimmung der Be-
völkerung. Die Kompetenzen der Zentral-
verwaltung in Warschau sollten dabei re-
duziert werden. Ende März 1998 stellte die
Regierung unter Ministerpräsident BUZEK

einen ersten Entwurf für eine solche Re-
form vor. Kernelemente der Reform sind
dabei die Reduzierung der Zahl der Woje-
wodschaften von 49 auf 12 sowie die Ein-
richtung gewählter Regionalparlamente
mit eigenem Haushalt und Kompetenzen
für die Regionalentwicklung. Unterhalb
dieser Ebene verfügen Kreise (Powiaty)
und Gemeinden über Selbstverwaltungs-
kompetenzen. Innerhalb des Sejms gibt es
eine weitgehende Übereinstimmung über
die Notwendigkeit einer solchen Reform,
umstritten und fraglich sind lediglich die
genauen Einzelheiten der Kompetenzen
und Finanzausstattung der neuen Selbst-
verwaltungseinheiten. Gerade im Lager
der Postkommunisten, Bauern und Natio-
nalkonservativen, die ja auch Teile der
AWS stellen, steht man ausgedehnten re-
gionalen Kompetenzen reserviert gegen-
über, da man eine Föderalisierung und

nationale Zersplitterung erwartet. Tatsäch-
lich hatten politische Beobachter eine frü-
here Entscheidung zu diesem wichtigen
Thema, das auch die Beitrittsverhandlun-
gen zur EU tangiert, erwartet, doch schien
es, als wäre das Regierungsbündnis selbst
uneinig, zerstritten und letztlich auf die
Moderation durch Staatsoberhaupt KWAS-
NIEWSKI angewiesen (LUDWIG 1998b, c, d).

In der öffentlichen Diskussion domi-
nieren ohnehin nur Fragen des Neuzu-
schnittes der Wojewodschaften: Mit einer
so einschneidenden Reduzierung der An-
zahl von Provinzhauptstädten wächst die
Furcht vor einem Verlust zentralörtlicher
Funktionen, der mit dem Verlust des Haupt-
stadtstatus einhergehen würde. Dement-
sprechend überrascht es auch nicht, daß
bereits kurz nach Bekanntmachung der
Regierungspläne betroffene Städte prote-
stierten – am 1.4. 1998 beispielsweise die
Bürger von Bydgoszcs (Bromberg).

Eine besondere Dimension erhält die
regionale Neugliederung im Falle von
Oberschlesien, wo die Wojewodschaften
Opole (Oppeln), Czêstochowa (Tschen-
stochau), Katowice (Kattowitz) und Biels-
ko-Biala (Bielitz-Biala) zur Wojewod-
schaft Schlesien zusammengefaßt werden
sollen. Hier fürchtet die regionale Minder-
heit der Deutschen, die in Opole (Oppeln)
ca. 30 % der Bevölkerung ausmacht und
mit einer starken Gruppe im Parlament
vertreten ist, eine Marginalisierung, da sie
innerhalb der Wojewodschaft Schlesien
mit 5 % Bevölkerungsanteil keine politi-

IfL 1998
Kartographie: M. Zimmermann
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Abb. 1: Die neuen schlesischen Wojewodschaften
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schen Mittel zur Durchsetzung ihrer Min-
derheitenrechte haben würde. Inzwischen
hat die deutsche Minderheit eine Unter-
schriftenaktion zur Erhaltung der Woje-
wodschaft Opole durchgeführt und über
200 000 Unterschriften gesammelt. Sie hält
die geplante Verwaltungsreform für eine
”Fortsetzung der kommunistischen
Zwangsassimilierung unserer Gruppe.”
(Associated Press 1998a).

Eine genauere Betrachtung des Regie-
rungsentwurfes verdeutlicht, daß es sich
weniger um einen Versuch zur Regionali-
sierung im Sinne der Schaffung homogener
Gebietseinheiten mit eigener Kultur oder
Geschichte, sondern vielmehr um eine Zu-
sammenlegung und Optimierung der Ver-
waltungseinheiten handelt (Abb. 1 ). Die
Zusammenfassung der o. g. Wojewodschaf-
ten zu Schlesien verbindet so gegensätzli-
che Regionen wie das ländliche Opole (Op-
peln) oder Czêstochowa (Tschenstochau)
mit dem industriell geprägten Schwerindu-
strierevier um Katowice (Kattowitz) (vgl.
WECLAWOWICZ 1996); gerade im Zusam-
menhang mit den dringend notwendigen
Restrukturierungen in diesem Bereich wer-
den die Befürchtungen der ländlichen Be-
völkerung nachvollziehbar.

Vor dem Hintergrund der langen Peri-
ode zentralstaatlichen Handelns erscheint
es daher erstaunlich, daß von der Bevölke-
rung der Restrukturierungsprozeß an sich
kaum kritisiert wird und lediglich die De-
tails einer solchen Regelung in Zweifel
gezogen werden. Es verwundert auch nicht,
daß Befürchtungen eines Verlusts von Fi-
nanzzuweisungen und infrastruktureller
Ausstattung geäußert werden, da die Er-
fahrungen mit zentralstaatlicher Weisung
und Lenkung noch nachwirken.

Regionalisierung und grenzüberschrei-
tende Kooperation mit Deutschland

Wie bereits dargestellt, dient die geplante
Regionalisierung Polens nicht nur demo-
kratischen und administrativen Zielen,
sondern gilt auch als notwendige Voraus-
setzung zur Akquisition von grenzüber-
schreitenden EU-Finanzmitteln bzw. lang-
fristig für den EU-Beitritt.

Allerdings ist hier anzumerken, daß
sowohl von akademischer Seite wie auch
innerhalb der polnischen Öffentlichkeit
Bedenken gegen eine engere grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit mit Deutsch-
land geäußert werden.

So hält der Wirtschaftswissenschaftler
GORZELAK (1996) in mehreren Punkten die
Gefahren der grenzüberschreitenden
Förderungsregionen fest:

• Die Initiative für diese Regionen gehe
ausschließlich von Deutschland aus.

• Angesichts unvereinbarer wirtschaftli-
cher Interessen beider Länder – bei-
spielsweise im Bereich der Landwirt-
schaft – sei eine Kooperation unwahr-
scheinlich.

• Eine deutsch-polnische Zusammenar-
beit würde zwangsläufig zu einer mas-
siven Ausnutzung der billigen polni-
schen Arbeitskraft und zu einem Zu-
strom deutschen Kapitals führen und
somit letztlich die Entscheidungszen-
tren einer regionalen Entwicklung aus
Polen ins Ausland transferieren.

• Die bereits bestehenden Ungleichhei-
ten auf beiden Seiten der Grenze wür-
den nur weiter vertieft.

• Die polnischen Westgebiete würde als
peripherste Gebiete in das deutsche
Wirtschaftssystem eingebettet.

Er fordert die politischen Entscheidungs-
träger in Polen abschließend auf, die Ge-
fahren dieser grenzüberschreitenden Ko-
operationen abzumildern und dafür Sorge
zu tragen, daß die Entwicklungsmöglich-
keiten Westpolens adäquat genutzt werden.

Ähnliche Vorbehalte gegen Euroregio-
nen wurde auch von LUVERA (1996) beob-
achtet, der sie in den Kontext des Wider-
standes nationaler und nationalistischer
politischer Kräfte gegen grenzüber-
schreitende Vorhaben mit politisch-insti-
tutioneller Bedeutung stellt. Symptoma-
tisch ist hier vielleicht ein Vergleich von
Igor NEMEC (tschechischer Minister ohne
Aufgabenbereich), der die Euroregionen
”trojanische Pferde der Deutschen” nann-
te (zitiert nach NAGENGAST 1996). Aus Sicht
der Praxis grenzüberschreitender Koope-
ration auf Städteebene sieht TIMM (1995)
polnische Ängste vor deutscher Dominanz
und Rechtsextremismus.

Im Hinblick auf grenzüberschreitende
Kooperationsprojekte bestehen neben die-
sen politisch begründeten Widerständen
aber offenbar auch technische Probleme,
wie die Europäische Kommission in ihrem
Bericht zum Beitrittsantrag Polens fest-
hielt (European Union 1997). Zwar seien
Fortschritte bei der Implementation von
PHARE Projekten gemacht, doch erst 75 %
der Mittel abgerufen worden.

Zusammenfassend läßt sich festhalten,
daß in Polen erhebliche Anstrengungen
zur Information über grenzüberschreiten-
de Projekte unternommen werden müs-
sen. Die anfänglich hohe, jetzt jedoch lang-
sam nachlassende Zustimmung zum EU-
Beitritt darf nicht darüber hinwegtäuschen,

daß nationalstaatliche Ideologien latent
vorhanden sind.

In diesem Zusammenhang darf nicht
vergessen werden, daß die Haltung der
polnischen Öffentlichkeit ebenso wie der
regierenden AWS gegenüber Europa und
der EU durchaus als ambivalent bezeich-
net werden kann. Zwar umfaßt die Regie-
rungskoalition ein politisches Spektrum,
das von konservativ-liberal bis zu katho-
lisch-national reicht, doch stellt MILDEN-
BERGER (1998) in seiner Policy-Analyse
heraus, daß traditionelle Europa-Konzep-
tionen des Parteienbündnisses nicht mit
dem modernen Bild der EU vereinbar sind.
Insbesondere die Einschätzung der kultu-
reller Überlegenheit, der originären Zuge-
hörigkeit zu Europa und des nationalisti-
schen Stolzes passen kaum zum plurali-
stisch-demokratischen Ansatz einer
Wirtschafts- und Sozialunion. Die wieder-
holten Äußerungen zur Rolle Polens als
Retter des (katholischen) Abendlandes, die
strikte Ablehnung eines regionaleuropäi-
schen Konzepts in Verbindung mit der
Berufung eines anti-europäischen Politi-
kers als Vorsitzender des ”Komitees für
Europäische Integration” beeinflussen die
Beitrittsverhandlungen offenbar nicht po-
sitiv, zumal die Europäische Kommission
angesichts deutlicher Verwaltungsmängel
in Polen sichtlich verstimmt ist (SCHORS

1998). Erst kürzlich sorgte die schlechte
Vorbereitung von PHARE-Anträgen durch
Polen nicht nur für eine empfindliche Kür-
zung dieser Mittel und für die Entlassung
eines Staatssekretärs für europäische Inte-
gration (BACHMANN 1998b), sondern es
verstärkten sich auch die Zweifel inner-
halb der europäischen Administration an
der Einhaltung des Zeitplans, da Polen
durch allzu selbstbewußtes Auftreten den
Eindruck erwecke, Bedingungen stellen
zu können, obwohl es nur um die Einfüh-
rung der verbindlichen EU-Spielregeln
ging (BRÖSSLER 1998).

Regionalismus als Hilfe für Schlesien?

Die raschen Veränderungen im politischen
System Polens, die angestrebte Mitglied-
schaft in der EU und die vorgeschlagene
Reform der Wojewodschaften legen den
Schluß nahe, daß für die deutsche Min-
derheit in Polen regionalistische Konzep-
te, gleich welcher Färbung, von großem
Interesse sein müssen. Für die Minderheit
gilt allerdings die Besonderheit, daß sie
sowohl in Polen als auch in Deutschland
politisch vertreten ist und daß die jeweili-
gen Vertretungen durchaus unterschiedli-
che Konzepte und Interessen verfolgen.
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Die deutsche Minderheit in Schlesien

Für die deutsche Minderheit in Polen sind
besonders die Themen des Beitritts zur EU
mit den damit einhergehenden Verbesse-
rungen der Minderheitenrechte und der
Verwaltungsreform bzw. Regionalisierung
Schlesiens von großer Bedeutung. Eine
Analyse des ”Schlesischen Wochenblat-
tes”, der Zeitung der Deutschen in der
Republik Polen, ergibt nur eine geringe
Berichterstattung oder Kommentierung
europapolitischer Themen; offenkundig
spielen regionale und lokale Ereignisse
eine größere Rolle in der aktuellen Bericht-
erstattung.

Anhand der wenigen Berichte über
Europa lassen sich drei Grundströmungen
im politischen Meinungsbild der Deut-
schen in Polen identifizieren:
• Der deutschen Minderheit kommt im

Vereinigungsprozeß Europas eine
wichtige Brückenfunktion zwischen
Deutschland und Polen zu. Kulturelle
und wirtschaftliche Beziehungen über
die Grenzen hinweg können vor allem
durch die zweisprachige Minderheit
wahrgenommen werden. Verbunden
mit einer solchen Brückenfunktion ist
dann auch eine Verbesserung ihres Sta-
tus in der Republik Polen im Sinne
einer stärkeren Beteiligung an admini-
strativen Aufgaben.

• In den Augen der deutschen Minder-
heit ergeben sich für sie durch einen
Beitritt Polens zur EU verbesserte wirt-
schaftliche Möglichkeiten, da man
hofft, bei Auslandsinvestitionen deut-
scher Firmen bevorzugt zu werden.
Traditionelle schlesische Werte wie
Arbeitsamkeit und Pflichtbewußtsein
treten hier in den Mittelpunkt der Über-
legungen.

• Betont werden allerdings auch die kon-
servativen Werte, die Polen in die EU
einbringen könnte. Der Bischof von
Opole, Alfons NOSSOL, spricht von der
Notwendigkeit, katholische Grundwer-
te in der EU zu stärken. Ähnlich sind
die Ausführungen Joachim CZERNEKS

zu interpretieren, der davon ausgeht,
daß mit einem Beitritt Polens humani-
stische und christliche Werte in die EU
eingebracht würden; mithin sei mit ei-
ner kulturellen, sprachlichen und na-
tionalen Bereicherung der EU durch
den Beitritt Polens zu rechnen (MIS

1998). Die deutsche Minderheitenpar-
tei postulierte 1997 in ihrem Wahlpro-
gramm zur Parlamentswahl ein ”Euro-
pa der Völker und nicht eines der Staa-
ten, ein Europa von Regionen und

nicht von politischen Verwaltungsge-
bieten” (Wahlprogramm der Deutschen
im Schlesischen Oppeln 1997, S. 4).

Deutlich werden die geringen Differenzen
zwischen Deutschen und Polen über die
Vorteile und Gefahren einer polnischen
Mitgliedschaft in der EU. Lediglich die
gewünschte Sonderrolle der Deutschen im
Einigungsprozeß bildet hier ein Spezifi-
kum.

Vielleicht aber spielt in der deutsch-
sprachigen Öffentlichkeit in Polen die Fra-
ge eines Beitritts zur EU eine so geringe
Rolle, weil für viele von ihnen als Inhaber
deutscher Pässe wesentliche Bedingungen
der EU bereits erfüllt sind: Freizügigkeit
und die Möglichkeit in Deutschland zu
arbeiten.

Andererseits erscheint es vor dem Hin-
tergrund der in Polen weit verbreiteten
Vorstellung der EU als eine von Deutsch-
land dominierte Organisation unklug, zu
stark auf die EU als wirtschaftliche und
minderheitenpolitische Institution hinzu-
weisen, da so deutschfeindlichen Gefüh-
len in Polen Vorschub geleistet werden
würde.

In Bezug auf regionalistische Tenden-
zen in Polen vermeidet das ”Schlesische
Wochenblatt” ebenfalls eindeutige Posi-
tionen. Die Gründung schlesischer Orga-
nisationen durch Polen wird aber offenbar
mit gemischten Gefühlen betrachtet, da
der zukünftige Status der Minderheit mit
ihrer spezifischen Heterogenität in einem
autonomeren Schlesien unklar bleibt.

Einigkeit herrscht allerdings in Bezug
auf die Opposition gegenüber den Plänen
zur Reorganisation der Wojewodschaften:
Für die Deutschen und Polen in Opole ist
eine Verschmelzung der Wojewodschaft
mit Katowice nicht denkbar. Im Wahlpro-
gramm der Deutschen Minderheitenpartei
in Opole für die Parlamentswahlen 1997
wurde die Unterstützung der Neuorgani-
sation der Wojewodschaft Opole in den
Grenzen der heutigen Diözese Opole be-
kräftigt; offenbar ein Kompromiß zwi-
schen notwendiger Neuordnung und Opti-
mierung im Hinblick auf das Siedlungsge-
biet der Deutschen (Wahlprogramm der
Deutschen im Oppelner Schlesien 1997).

”Schlesien bleibt unser” – die deutschen
Vertriebenenverbände

Der politische Transformationsprozeß in
den Staaten Osteuropas stellte die Organi-
sationen der Vertriebenen in der Bundes-
republik vor eine schwere Aufgabe: Schon
seit ihrer Entstehung zeigten sie nur we-
nig Interesse an den in ihrer Heimat zu-

rückgebliebenen Deutschen. Ihre Forde-
rungen konzentrierten sich eher auf die
Verbesserung der Lage der Vertriebenen in
Deutschland und auf die Anerkennung der
völkerrechtswidrigen Vertreibung nach
1945 und der daraus abgeleiteten Vermö-
gensansprüche. Die Entstehung rechts-
staatlicher Systeme in Polen und der
Tschechischen Republik ermunterte sie,
umfangreiche völkerrechtliche Gutachten
zur Vertreibung und Enteignung anfertigen
zu lassen, während die Situation der ver-
bliebenen Deutschen nur wenig Beachtung
fand (BLUMENWITZ 1992, 1995; KLEIN

1992; KRÜLLE 1993). Ein gutes Beispiel
für die Schwierigkeiten der Vertriebenen-
organisationen mit den neuen politischen
Möglichkeiten einer deutsch-polnischen
Verständigung sind die Beiträge H. HUP-
KAS: Er stellt allen Überlegungen zu Schle-
sien umfangreiche Darlegungen histori-
scher Ereignisse im deutsch-polnischen
Verhältnis voran, angefangen vom Plebis-
zit im Jahre 1921 bis hin zur Frage der Ver-
treibung nach dem Zweiten Weltkrieg. Ak-
tuelle politische und wirtschaftliche Ent-
wicklungen spielen in seinen Ausführun-
gen eine untergeordnete Rolle (HUPKA

1996).
Die Erweiterung der EU und der Ver-

ständigungsprozeß zwischen Deutschland
und Polen wird von den Vertriebenenor-
ganisationen kritisch bewertet, da in ihren
Augen essentielle Fragen ausgeklammert,
die eigentlich Betroffenen nicht beteiligt
und deutsche Interessen hinter europäi-
schen zurückgestellt würden (Associated
Press 1998b).

Konkret fordern die Vertriebenenorga-
nisationen die Klärung von noch offenen
Fragen im Verhältnis zu Polen als Vorbe-
dingung einer Mitgliedschaft in NATO
und EU (HUPKA 1996, RATZA 1998, Pres-
sedienst Schlesien Nr. 15 u. 17/1998). Im
einzelnen:
• Wirtschaftliche und soziale Hilfe für

Schlesien
• Rückkehrrecht für alle Vertriebenen

unabhängig von der Niederlassungs-
freiheit und Freizügigkeit, wie sie von
der EU aus wirtschaftlichen Gründen
gewährt werden

• Rückgabe des völkerrechtswidrig kon-
fiszierten Eigentums im Rahmen der
wirtschaftlichen Möglichkeiten Polens

• Unterstützung der deutschen Volks-
gruppe in Polen: Gesetz über Rechte
und Pflichten der Minderheiten, Auf-
hebung der deutschenfeindlichen Ge-
setze der Nachkriegszeit, Beteiligung
der Minderheiten an Verwaltung und
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Regierung sowie Sprachunterricht
• Beendigung der Versuche, die Minder-

heit aus der deutsch-polnischen Zusam-
menarbeit auszuschließen

• Aufarbeitung der Geschichtsverfäl-
schungen

• Lösung rentenrechtlicher Probleme der
Minderheit in Polen

• Aufstellung zweisprachiger Ortsschil-
der in den von Minderheiten besiedel-
ten Gebieten

• Verbesserung der menschlichen Bezie-
hungen

Erstaunlich mutet hierbei an, daß ähnliche
Äußerungen auch von der ”Stiftung für
deutsch-polnische Zusammenarbeit” zu
hören sind. Diese war bilateral 1989 ein-
gerichtet worden und unterstützt mit Hil-
fe eines Stiftungsvermögens von 570 Mio.
DM in Polen Projekte, die das Zusammen-
leben zwischen Deutschen und Polen ver-
bessern sollen. Auch hier nennt das Kura-
toriumsmitglied H. WINDELEN, vormals
Minister für deutsch-deutsche Angelegen-
heiten, die Forderungen der Landsmann-
schaften nach Rückkehrrecht, Freizügig-
keit, Eigentumsrestitution und Geschichts-
interpretation als Vorbedingungen für
grenzüberschreitende Kooperationen
(WINDELEN 1995). Im Juli 1998 sorgten
Äußerungen der Präsidentin des Bundes
der Vertriebenen, STEINBACH, in Verbindung
mit einer mißverständlich formulierten
Resolution des Bundestages für weitrei-
chende Verstimmungen zwischen Polen
und Deutschland, die darlegten, welchen
Einfluß die Forderungen der Vertriebenen
auf die bilateralen Beziehungen haben
können (KORZYCKI 1998, MOHL 1998).

Offenbar spielen in den gegenwärtigen
Überlegungen der Landsmannschaften in-
haltliche Fragen der regionalen Auswir-
kungen eines EU-Beitritts Polens und
Tschechiens eine untergeordnete Rolle.
Obgleich sie ihrer Organisationsstruktur
nach regionalistisch (Schlesien, Nieder-
schlesien, Oberschlesien, Westpreußen,
Ostpreußen etc.) gegliedert sind, setzen sie
sich kaum für die Stärkung ihrer Regionen
innerhalb der jeweiligen osteuropäischen
Staaten ein. Eine Ausnahme macht hier die
Unterstützung des deutschen Protestes in
Polen gegen die Verwaltungsreform, wo-
bei allerdings auch hier eher Ängste vor
einer politischen Deklassierung der Deut-
schen dominieren (HUPKA 1998).

Positiv zu bewerten sind hingegen die
Anstrengungen einzelner Vertriebenen-
gruppen oder auch Einzelpersonen: So
wurde ein Großteil der humanitären Ein-
zelhilfe nach der Flutkatastrophe von 1997

durch Privatpersonen geleistet. Geradezu
sensationell mutet es an, daß die Stadt
Raciborz (Ratibor) die Verleihung der
Ehrenbürgerwürde an HERBERT HUPKA er-
wägt.

Neben diesen auf die Heilung vergan-
genen Unrechts bezogenen Überlegungen
etablierte sich in den letzten Jahren inner-
halb oder nahe der Vertriebenenbewegung
eine politische Grundströmung, die durch-
aus regionalistische Ideen aufnimmt. Der
Essener Politikwissenschaftler KIEFER

(1995; 1996) propagiert eine Vision von
Schlesien, in der alle Schlesier gemeinsam
die Grunddifferenzen der letzten Jahrzehnte
überwinden und so zu einer gemeinsamen
Region und Nation zurückfinden. Seine
Analyse der unterschiedlichen geostrate-
gischen Interessen Deutschlands, Polens,
Tschechiens und Schlesiens kommt zu dem
Ergebnis, daß sich diese am besten in einer
homogenen, weitgehend unabhängigen
Region verwirklichen lassen. Als weitere
Gründe nennt er neben der historischen
Dimension eines vereinigten Schlesiens
auch das grundsätzlich nützliche EU-Kon-
zept der Euroregionen für die Zusammen-
arbeit über Grenzen hinweg, bemerkt aber,
daß in Europa in Zukunft vermutlich weni-
ge dieser Regionen etabliert werden wür-
den, da die schwierigen Fälle wie das Bas-
kenland, Katalonien oder Nordirland erst
noch anstünden. Er empfiehlt, daß die
Bevölkerung in Schlesien ihre ethnischen
Zugehörigkeitsprobleme zugunsten der
Region zurückstellt und nicht mehr parti-
kuläre, sondern korporatistische Interes-
sen verfolgt.

Diesem Ansatz stehen jedoch deutlich
die anhaltenden deutsch-polnischen Zah-
lenspiele zur Größe und ethnischen Her-
kunft der deutschen Minderheit entgegen.

Grenzüberschreitende Zusammengehö-
rigkeit bildet das Grundgerüst eines Re-
gionalismuskonzepts, das ausschließlich
politische Interessen in den Mittelpunkt
stellt. Nach Auffassung des ”Internationa-
len Instituts für Nationalitätenrecht und
Regionalismus” (Intereg) in München
würde die nachlassende Stärke der Natio-
nalstaaten die Bildung von ethnisch, wirt-
schaftlich und historisch homogenen Re-
gionen nach sich ziehen und somit im
Gesamtsystem eines europäischen Föde-
ralismus eine Bipolarität zwischen euro-
päischer Gesamtsouveränität und regiona-
ler Teilsouveränität herstellen. Diese, an
Guy HÉRAUDS Konzept einer europäischen
Föderation angelehnten Überlegungen pro-
pagieren letztlich Regionalstaaten ethno-
zentrischer Prägung (LUVERA 1996). Als

erste Region dieser Art wurde die Regio
Egrensis zwischen Deutschland und Tsche-
chien angesehen – obwohl die deutsch-
tschechische Erklärung und die weiterhin
offenen Fragen nach Rückkehrrecht und
Eigentumsrückübertragung dem entgegen-
stehen. Wichtig ist hierbei die rasche In-
stallation grenzübergreifender Verwal-
tungskörper, die das Regionalbewußtsein
fördern sollen.

Traditionelle Grundwerte, Besinnung
auf traditionelle historische und kulturelle
Gemeinsamkeiten bestimmen auch das
Konzept KIEFERs, an dessen Ende ein ei-
genständiges Schlesien als modellhafte
Euroregion zwischen Deutschland, Polen
und Tschechien stehen soll. Die notwendi-
ge Integration der ”Neuschlesier” aus den
ehemals ostpolnischen Gebieten verdeut-
licht die Grenzen zwischen ethnischer und
geographischer Differenzierung Schlesi-
ens. Ob es sich hier um einen Mißbrauch
des Konzeptes der Euroregionen handelt,
soll hier offen bleiben, doch legt der Dua-
lismus einer Unterstützung der Euroregio-
nen und der anhaltenden Nichtanerken-
nung der polnischen Souveränität über
Schlesien diesen Schluß nahe. Ebenso
zwiespältig erscheint die Verknüpfung der
Unterstützung der polnischen EU-Beitritts-
bemühungen durch die Landsmannschaf-
ten mit der Erhebung von Voraussetzun-
gen für einen Beitritt.

Entscheidend wirkt in diesem Kontext
allerdings, daß weder die deutsche Min-
derheit noch die polnische Bevölkerungs-
mehrheit in Schlesien die Existenz einer
schlesischen Nation befürworten, da in
beiden Bevölkerungsgruppen national-
staatliche Verwurzelungen auch weiterhin
dominieren.

In diesem Zusammenhang soll auch auf
das Argument NAGENGASTs (1996) hinge-
wiesen werden, der zu Recht unterstrich,
daß eine Funktion des Euroregion-Kon-
zeptes die ”Vorbereitung” auf den Ge-
meinsamen Binnenmarkt der EU sei: Mit-
hin würde so das Argument eines ”Rechts
auf Heimat”, wie es von den Landsmann-
schaften seit langem gefordert wird, über-
flüssig, da nun Niederlassungs- und Grund-
stücksverkehrsfreiheit gegeben seien.

Unabhängig von diesen politischen
Konzepten zeigt sich allerdings in der täg-
lichen Praxis der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit das Erbe der historischen
Entwicklung in Schlesien: Nicht Fragen
der gemeinsamen Geschichte, sondern viel-
mehr die der Vertreibung, der Repoloni-
sierung, des DDR-Geschichtsbildes und
letztlich leider auch der kriminellen Akti-
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vitäten aus Polen prägen die deutsch-pol-
nische Zusammenarbeit im kulturellen
Bereich (TIMM 1995).

Bonner Perspektiven: Zwischen
Euregios, EU-Botschafterrolle für
Polen und den Schlesiern in Polen und
Deutschland

Eine Betrachtung regionalistischer Politik-
ansätze im Grenzgebiet zwischen Deutsch-
land und Polen muß auch die Frage der
Rolle der deutschen Regierung beleuch-
ten. Das Verhältnis zwischen der offenkun-
digen Unterstützung von Euroregionen,
der Botschafterfunktion für Polen bei der
EU und der immer noch heiklen Frage der
deutschen Minderheit soll dabei nachfol-
gend genauer präzisiert werden.

Die föderative Verfassung und die
durchweg guten Erfahrungen einer verti-
kalen Gewaltenteilung machen Deutsch-
land zu einem Fürsprecher der europäi-
schen Regionalisierungsbestebungen, zu-
mal auch die Regionalpolitik der EU die
Anstrengungen der deutschen Bundeslän-
der sinnvoll ergänzt. Eine wesentliche Rolle
bei der Unterstützung grenzüberschreiten-
der Kooperationsprojekte spielt auch der
Versuch eines Ausgleichs mit den Nach-
barländern und der Gestaltung gut-nach-
barschaftlicher Verhältnisse, die über di-
plomatische und wirtschaftliche Beziehun-
gen hinausgehen.

Als unmittelbarer Nachbar fungiert
Deutschland als Botschafter Polens bei der
EU und unterstützt nachhaltig die An-
strengungen zur Mitgliedschaft. Es geht
dabei nicht nur um Fragen der Förderung
des Demokratisierungsprozesses, sondern
auch um den Ausbau der wirtschaftlichen
Beziehungen und letztlich auch um sicher-
heitspolitische Fragen Deutschlands. Her-
vorzuheben ist hierbei, daß diese Botschaf-
terfunktion die im deutsch-polnischen
Vertragswerk offengelassenen Fragen be-
wußt ausklammert, um in Polen nicht den
Verdacht einer einseitigen Parteinahme
aufkommen zu lassen (BINGEN 1997). BIN-
GEN stellt hierbei die Frage, ob rechtliche
Normen und institutionalisierte Freiräume
für Minderheiten das deutsch-polnische
Verhältnis bestimmen sollen, oder ob viel-
mehr die Integration beider Staaten in das
institutionalisierte Europa mit seinem aus-
geprägten Interesse an identitätsstiftenden
Regionen als Leitmotiv für die weitere
Zusammenarbeit fungieren soll. Diese Fra-
ge betrifft letztlich auch die Minderheit
selbst, ihr Selbstverständnis und Selbstbe-
stimmungsrecht innerhalb sich rasch ver-
ändernder Parameter.

Das offizielle Verhältnis zwischen der
Bundesregierung und der deutschen Min-
derheit bzw. den Landsmannschaften als
deren Vertretung in Deutschland ist von
einem deutlichen Dualismus geprägt: Zwar
gibt die Bundesregierung pro Jahr ca. 32
Mio. DM für die Unterstützung der deut-
schen Minderheit in Polen aus, doch er-
fährt sie in der aktuellen Ausgestaltung der
deutsch-polnischen Beziehungen wenig
Beachtung; offenbar bewertet man hier die
Einhaltung der in der polnischen Verfas-
sung und dem deutsch-polnischen Ver-
tragswerk niedergelegten Minderheiten-
schutzprinzipien höher als die Forderun-
gen der Minderheit selbst bzw. der Lands-
mannschaften. So ist es auch nicht verwun-
derlich, daß die Vertriebenenorganisatio-
nen immer wieder nachdrücklich eine stär-
kere Rolle in den deutsch-polnischen Be-
ziehungen anmahnen (HUPKA 1998).

Für die deutsche Regierung scheint kein
Zweifel daran zu bestehen, daß der be-
vorstehende Beitritt Polens zur NATO und
zur EU die Situation der deutschen Min-
derheit weiter verbessern wird. Dieser Pro-
zeß soll allerdings nicht unilateral von
Deutschland ausgehen, sondern die deut-
sche Minderheit in Polen mit einbinden:
Sowohl der CDU/CSU Fraktionsvorsit-
zende W. SCHÄUBLE als auch der Vorsit-
zende des Verbandes der deutschen sozial-
kulturellen Gesellschaften in Polen, G.
BARTODZIEJ, wiesen mehrmals auf die wich-
tige Brückenfunktion der Minderheit hin
(Deutsche Presse-Agentur 1998a, b). Hier
ergibt sich ein weiteres Spannungselement,
da die Unterstützung der deutschen Min-
derheit in Polen und die Propagierung ei-
ner gesamteuropäischen Integration das
langsam gewachsene positive Verhältnis
zwischen Deutschen und Polen in Schlesi-
en berücksichtigen muß. Politische Ver-
tretung auf lokaler Ebene (wie in Ober-
schlesien), gegenseitige Unterstützung
(wie im Fall des Oderhochwassers) und
gemeinsames politisches Engagement (wie
im Falle der Neuordnung der Wojewod-
schaften) sind Errungenschaften, die durch
allzu forsche Forderungen nach politischer
Autonomie im europäischen Rahmen nicht
gefährdet werden dürfen.

Ein Beispiel, wie solche Annäherungs-
versuche auf nationaler und europäischer
Ebene konterkariert werden können, stellt
die Auseinandersetzung zwischen Deutsch-
land und der Tschechischen Republik dar.
Die Formulierung nationalistischer Interes-
sen auf beiden Seiten – der Linken in Tsche-
chien und der Sudetendeutschen in Deutsch-
land – brachte die Verhandlungen um die

deutsch-tschechische Aussöhnung fast zum
Scheitern (NAGENGAST 1996). Im Gegen-
satz zu Polen, wo von deutscher und polni-
scher Seite ein intensiver Gedankenaus-
tausch über die Vergangenheit geführt wird
– Bundespräsident R. HERZOG sprach in
diesem Zusammenhang vom ”Entlügen der
Geschichte” (LUDWIG 1998a) – dominieren
im deutsch-tschechischen Verhältnis wei-
terhin wechselseitige Vorwürfe über erlit-
tenes und zugefügtes Unrecht. Vor dem
Hintergrund dieser Streitigkeiten scheint
hier eine europäische Integrationslösung in
weiter Ferne.

Schwierigkeiten könnten sich auch
durch die Haltung der Deutschen in Bezug
auf die Mitgliedschaft osteuropäischer
Staaten zur EU ergeben. Nach einer von
der Europäischen Kommission in Auftrag
gegebenen Untersuchung befürworten nur
29 % der Deutschen einen Beitritts Polens.
Als Gründe werden Furcht vor Kriminali-
tät, Rauschgiftschmuggel, Umweltver-
schmutzung und Kostenbelastung genannt
(zitiert nach Schlesische Nachrichten 11/
1998, S. 3).

Regionalismus im europäischen
Kontext als Lösung offener Fragen?

Das bereits oben erwähnte Beispiel der
Verständigung zwischen Deutschland und
der tschechischen Republik verdeutlicht
die Bedeutung nationaler Interessen, auch
wenn sie nur partikulär von einzelnen
Gruppen geäußert werden: Sie können die
Beziehungen zwischen einzelnen Staaten
merklich beeinträchtigen und den Prozeß
europäischer Integration deutlich zurück-
werfen.

Ähnliches gilt für das Konzept europäi-
scher Integration auf der Ebene von Re-
gionen, wo unterschiedliche Interpretatio-
nen und Erwartungen Bevölkerung und
Politiker innerhalb und außerhalb der be-
troffenen Region verunsichern. Im Fall
Schlesiens bedeutet dies, daß die Aussich-
ten einer raschen wirtschaftlichen Entwick-
lung als Euroregion und weitergehender
politischer Autonomie nicht direkt kom-
patibel mit dem Konzept langsamer Re-
gionalisierungsbemühungen Polens sein
können. Erschwerend kommt hier hinzu,
daß die Wiedererlangung vollständiger
staatlicher Souveränität nach 1989 die be-
reits vorhandenen nationalistischen Strö-
mungen gefestigt hat, so daß die Oppositi-
on gegen den Verlust von Souveränität –
wie beispielsweise durch den Beitritt zur
EU – wächst. Daß solche Überlegungen
vom Ausland an Polen herangetragen wer-
den, führt zu weitergehenden Irritationen.
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Überhaupt scheint der Versuch der deut-
schen Vertriebenenorganisationen, ökono-
misch-politische Fragen des EU-Beitritts
mit denen der Vertriebenenforderungen
zu koppeln, wenig aussichtsreich, da hier
nicht nur die schwierige Rolle Deutsch-
lands als Botschafter Polens bei der EU
beeinträchtigt wird, sondern auch die oh-
nehin nicht einfachen Bemühungen um
einen politischen Konsens zur EU-Mit-
gliedschaft erschwert werden.

Betrachtet man nun aber die tatsächli-
che Arbeit in den bereits eingerichteten
Regionen, so scheinen sie zwar nicht so
reibungslos wie zwischen Deutschland und
Holland zu funktionieren, doch sollte man
darüber nicht vergessen, daß vierzig Jahre
konsequente Trennung und die schlagarti-
ge Öffnung mit allen positiven und nega-
tiven Begleiterscheinungen das deutsch-
polnische Zusammenleben nicht erleich-
tert haben. Im Grenzgebiet zwischen
Deutschland, Polen und Tschechien wird
derzeit anschaulich demonstriert, wie in
einem schrittweisen Vorgehen die Grund-
lagen einer Kooperation geschaffen wer-
den:

Die Erstellung eines Handbuches von
Planungsbegriffen (NIEWIADOMSKI & TU-
ROWSKI 1995), einer Kartenserie zur Regi-
on (GROSSER & DROTH 1996) sowie um-
fangreicher Einzelarbeiten durch das In-
stitut für Länderkunde (Beiträge zur
Regionalen Geographie, Bd. 38, 1995)
trugen zu einer wissenschaftlichen Beglei-
tung des Projektes bei . Die so gewonne-
nen Informationen und die Bemühungen
der jeweiligen statistischen Behörden zur
Datenangleichung (vgl. Jahrbuch der Eu-
roregion Neisse-Nisa-Nysa 1998b) flie-
ßen dabei in die Erarbeitung eines ”Raum-
ordnerischen Leitbildes” für die Region
ein, das die Grundlage weiterer grenzüber-
schreitender Maßnahmen sein soll. Über
die regionsspezifische Problematik hinaus
wird hier auch ein Beitrag zur Transferie-
rung deutscher bzw. europäischer Pla-
nungsstandards nach Polen und Tschechi-
en geleistet und so die Integration beider
Staaten in die Europäische Union geför-
dert.

Der Prozeß der europäischen Integrati-
on und Ausdehnung verlangt jedoch von
allen Seiten Vorsicht und Verständnis für
die Bedenken der jeweils anderen Seite:
Die jüngsten Schwierigkeiten Polens mit
europäischen Fördermitteln müssen eben-
so berücksichtigt werden wie die Schwie-
rigkeiten der Regierung, das Projekt einer
Neuorganisation der Regionen voranzu-
bringen. Letztlich bedarf es auch des Ver-

ständnisses für die Befürchtungen Polens
hinsichtlich der Wiedereinrichtung deut-
scher Rechte in Schlesien.
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Neuerscheinung im Institut für Länderkunde

Mit dem vorliegenden Band 46 wird ein weiterer Baustein zu den am Institut
für Länderkunde Leipzig durchgeführten Forschungen über Entwicklungs-
tendenzen der Städtesysteme in den Ländern des östlichen Europa hinzu-
gefügt. Nachdem im Band 39 die Städte und Städtesysteme Tschechiens, der
Slowakei, Ungarns und Rumäniens behandelt wurden, befaßt sich der
vorliegende Band mit Untersuchungen über Rußland (frühere Sowjetuni-
on), die Ukraine und Polen. Während die Darstellungen zur Ukraine
(westliche und zentrale Ukraine) dem Grundschema vom Band 39 folgen,
setzten die Herausgeber bei Polen ein ausreichendes Grundwissen voraus
und präferierten die Darstellung ausgewählter Aspekte sowie problemori-
entierter Informationen in Form von einzelnen Aufsätzen. Für Rußland
erschien es besonders interessant, die Chance zu nutzen, gemeinsam mit
russischen Planungsfachleuten rückblickend Informationen und Einschät-
zungen über die vergangenen Jahrzehnte der sowjetischen Regional- und
Städteplanungspolitik zu geben, vor allem um zu zeigen, welche Einflüsse
entscheidend waren für die Herausbildung des heute existierenden Städte-
systems in Rußland.


